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Vorbemerkung 

Die Entscheidungen, die das Sozialstaatsprinzip erwähnen, sind weit 
zahlreicher als zunächst vermutet. Dies ließ der A r t der Darstellung nur 
wenig Spielraum. Die systematische Behandlung der unter sozialstaat-
lichen Aspekten erörterten Rechtsfragen erschien noch am besten ge-
eignet, innerhalb des gegebenen Rahmens einen kritischen Überblick 
zu vermitteln. Über die von den Gerichten verwendeten sozialstaat-
lichen Argumente hinaus konnte dabei aus leicht einsichtigen Gründen 
nicht eingegangen werden. Auch auf eine nähere Auseinandersetzung 
mit dem Schrifttum mußte verzichtet werden. Auf der anderen Seite 
war es unvermeidlich, daß die mitunter nur beiläufige Erwähnung des 
Sozialstaatsgedankens, gemessen an der gesamten Begründung der Ent-
scheidung, oft zu stark in den Vordergrund tr i t t . Da es hier aber 
weniger um die zugrunde liegenden Rechtsfragen als um den Sozial-
staatsgedanken selbst geht, möge dies nachgesehen werden. 

Bei der Behandlung der Entscheidungen w i rd im allgemeinen nicht 
zwischen rechtskräftigen  und nicht rechtskräftigen  Urteilen unterschie-
den. Auch letztere, mögen sie in höherer Instanz aus Gründen, die mi t 
den Ausführungen zum Sozialstaatsprinzip nicht zusammenhängen, 
wieder aufgehoben worden sein, behalten für diese Untersuchung durch-
aus ihren Aussagewert. 

Die Register geben nur ausnahmsweise darüber Aufschluß, welche 
Entscheidungen die Sozialstaatsklausel erwähnen. Deshalb ließ sich das 
zugrunde liegende Entscheidungsmaterial nur durch eine genaue Durch-
sicht der gebräuchlichsten Entscheidungssammlungen und Fachzeitschrif-
ten gewinnen. 

Die Vollständigkeit der im Anhang in der Zeitfolge aufgeführten  Ent-
scheidungen kann, wiewohl angestrebt, nicht in Anspruch genommen 
werden. Die zitierten Entscheidungen wurden jeweils mi t der gleichen 
Kennzeichnung versehen, nach der sie in der Zusammenstellung geord-
net sind. 



Einführung 

Das Grundgesetz spricht in Art . 20 I vom sozialen Bundesstaat und 
in Art . 28 I S. 1 vom sozialen Hechtsstaat. Inhalt und rechtlicher Gehalt 
des aus dem Beiwort „sozial" gefolgerten Grundsatzes der Sozialstaat-
lichkeit sind auch heute nach zwanzigjähriger Geltung des Grund-
gesetzes lebhaft umstritten. 

Die gegensätzlichen Auffassungen  wurden erstmals in den von Forst-
hoff  und Bachof im Jahr 1952 gehaltenen Referaten deutlich1. Forsthoff 
sieht in der Rechtsstaatlichkeit und der Sozialstaatlichkeit einen grund-
sätzlichen Gegensatz und kommt hieraus zur Deutung des Sozialstaats-
gedankens als einer nur „typenmäßigen Kennzeichnung des Staates" 
ohne Rechtscharakter. Bachof hingegen sieht darin einen objektiven 
rechtsverbindlichen Satz der Verfassung. Dazwischen lassen sich dann 
die zahlreichen anderen Deutungsversuche einreihen, die seitdem ange-
stellt wurden2. 

1. Die Entstehungsgeschichte  vermag nur wenig Aufschluß zu geben. 
Die Schöpfer des Grundgesetzes haben die Sozialstaatlichkeit offensicht-
lich als Begriff  vorausgesetzt3. Sicherlich war die Aufnahme des Sozial-
staatsgedankens in das Grundgesetz nicht etwas gänzlich Neues. Ab-
gesehen von der wissenschaftlichen Erörterung auch im Schrifttum des 
Auslandes, hatte sich schon der Weimarer Staat, auch ohne ausdrück-
liche Sozialstaatsklausel, als Sozialstaat begriffen 4. 

Nach dem zweiten Weltkrieg haben sich einige Länder ausdrücklich 
zur Sozialstaatlichkeit bekannt, während die meisten in größerem oder 
geringerem Umfang auch einzelne „soziale Rechte" in ihre Verfassung 
aufgenommen haben5. Gerade in der schwierigen Nachkriegszeit fühlte 
man sich dem „sozialen Gedanken" in besonderem Maße zugetan6. 

1 Vgl. VVDStRL Bd. 12, S. 8 ff.  und S. 37 ff.  über „Begriff  und Wesen des 
sozialen Rechtsstaates". 

2 Eine gute Übersicht der wesentlichen vertretenen Ansichten gibt W. Reuss: 
Die Bedeutung des Sozialstaatsprinzips, a.a.O., S. 8. 

3 Siehe hierzu i m einzelnen bei Gerber:  Die Sozialstaatsklausel des Grund-
gesetzes, AÖR81, S. 3 ff. 

4 Nach h. A. war auch der Weimarer Staat „ein Rechtsstaat m i t starken 
sozialstaatlichen Elementen". Vgl. hierzu Born:  Idee und Gestalt des so-
zialen Rechtsstaates in der deutschen Geschichte, Schriftenreihe  des DBB 
Heft 31, S. 81 ff.  (102). 

5 Siehe hierzu die Beispiele bei Reuss, a.a.O., S. 1. 
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2. Die Aufnahme der Sozialstaatsklausel in Art . 20 I und 28 I des 
Grundgesetzes erfolgte aus dieser Haltung heraus ohne viel Aufhebens. 
Um so deutlicher trat dann bald die Frage nach ihrem rechtlichen Ge-
halt und ihrem Bedeutungsinhalt in den Vordergrund. 

Zwar hatte der soziale Faktor in nahezu alle Lebensbereiche in zu-
nehmendem Maße Eingang gefunden. Es erschien geradezu als modern, 
den Begriff  „sozial" mi t den verschiedensten Vorgängen und Funktionen 
des menschlichen Zusammenlebens in Zusammenhang zu bringen. Ge-
rade auch in der Spruchpraxis der Gerichte gewinnen „soziale" Aspekte 
seit Jahrzehnten mehr und mehr an Bedeutung, und zwar in recht ver-
schiedenartiger Weise, ohne daß die Rechtsprechung dies bewußter-
maßen als Teil der schon damals geforderten  „Entwicklung zum Sozial-
staat" aufgefaßt  hätte7. 

A n Versuchen, die Sozialstaatlichkeit aus dem Begriff  „sozial" heraus 
zu ergründen, fehlt es nicht8. Leider w i rd damit meist die Frage nach 
dem rechtlichen Gehalt verbunden, wodurch die Sinndeutung von vorn-
herein belastet wird. 

Bei der Bedeutungsvielfalt, die gerade „sozial" haben kann, erscheint 
es zweifelhaft,  ob man auf diesem Weg den Sozialstaatsgedanken er-
fassen kann9. Da dieser Begriff  vom Grundgesetz nun aber einmal zur 
Umschreibung der Staatlichkeit gebraucht wird, mag es doch nützlich 
sein, sich die grundsätzlichen Möglichkeiten seiner Deutung in der 
Rechtssprache einmal vor Augen zu führen 10: 

Einmal kann „sozial" im soziologischen  Sinn  als die Gemeinschaft 
oder die Gesellschaft betreffend,  im Gegensatz zu „ individuel l", aufzu-
fassen sein. 

β Vgl. beispielsweise OLG Stuttgart 11 (1952) DÖV 53, 216 f. 
„Der soziale Gedanke. . . hat i n den letzten Jahrzehnten mehr oder weniger 

i m Bewußtsein aller zivi l isierten Nationen, so auch des deutschen Volkes 
auf allen wichtigen Lebensgebieten fest Gestalt angenommen, derart, daß 
er heute als Gemeingut der ganzen Ku l tu rwe l t und als bestimmender pol i -
tischer Faktor i n jedem demokratischen Staatswesen aufgefaßt  werden 
darf." 

7 S. bes. Werner:  Sozialstaatliche Tendenzen i n der Rechtsprechung, AÖR 
81, 84 ff. 

8 Vgl. etwa Badura:  Die Daseinsvorsorge als Verwaltungszweck der Le i -
stungsverwaltung und der soziale Rechtsstaat, DÖV 1966, 624 ff.,  625: „Sozial 
heißt hier zuerst dasselbe wie i n der Wortverbindung „soziale Frage" 
und bezieht sich auf die wirtschaftliche, kul turel le und politische Emanzipa-
t ion der Arbei terk lasse". . . „Sozial heißt aber auch »gesellschaftlich4 und 
diese Bedeutung des Wortes steht für die heutige Betrachtung i m Vorder-
grund." Vgl. auch bei Gerber,  a.a.O., S. 27 ff. 

9 Nach Forsthoff:  „Verfassungsprobleme des Sozialstaats", S. 1, ist sozial 
ein „indefinibles definiens". 

1 0 Vgl. hierzu Geck:  Über das Eindringen des Wortes „sozial" i n die 
deutsche Rechtssprache, Soziale Welt 1962, H. 4. 

2 Schreiber 
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